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Kreis Lippe 
 
239 Öffentliche Zustellung 
 
Öffentliche Zustellung eines Bescheides vom 27.06.2011 
des Landrates des Kreises Lippe über die Änderung eines 
Familiennamens. 
 
Empfänger: Viktor Seibel 
  
 Letzte bekannte Anschrift:  
 Im Pivit 1 
 32107 Bad Salzuflen 
 
Der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers ist unbe-
kannt.  
 
Aus diesem Grunde wird gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) – LZG NRW – in der 
Fassung des Gesetzes vom 16.11.2010 der vorgenannte 
Bescheid öffentlich zugestellt. Durch diese öffentliche Zu-
stellung des Dokuments können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
 

 
Den Bescheid kann der Empfänger in Zimmer 395 (Kreis-
haus, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold) wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden einsehen und in Emp-
fang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
K R E I S   L I P P E 
Der Landrat 
Fachgebiet 2.3 
Az.: 2.3/3330 01/1 u. 2 
 
Detmold, 07.07.2011 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Bestvater 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
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240 Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Straßen 

des Kreises Lippe 
 
Aufgrund der §§ 5, 6 und 26 Abs. 1 Buchst. f, sowie des § 
53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes über die Zusammenlegung der allge-
meinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen vom 24. 
Juni 2008 (GV. NRW. S. 514) und des § 107 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung NRW in der Fassung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 
Gemeindewirtschaftsrechts-RevitalisierungsG vom 
21.12.2010  (GV. NRW. S. 688) sowie der Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO NRW) vom 16.11.2004 (GV. NRW. S. 
644), zuletzt geändert durch Artikel I GemeinderechtÄnd-
VO vom 17.12.2009 (GV.NRW. S. 963), hat der Kreistag 
des Kreises Lippe in seiner Sitzung am 04.07.2011 folgen-
de Satzung beschlossen: 
 
§ 1 
Gegenstand des Eigenbetriebes Straßen 
 
1. Der Eigenbetrieb Straßen wird als wirtschaftlich eigen-

ständige Einrichtung ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
nach den Bestimmungen der Kreisordnung, der Ge-
meindeordnung und der Eigenbetriebsverordnung 
NRW sowie den Bestimmungen dieser Betriebssat-
zung als Eigenbetrieb (eigenbetriebsähnliche Einrich-
tung gem. § 107 Abs. 2 GO NRW) geführt. 

 
2. Der Eigenbetrieb Straßen mit Sitz in Detmold ist gem. 

§ 53 Abs. 1 KrO i. V. m. § 97 Abs. 1 Nr. 3 GO NRW 
Sondervermögen des Kreises Lippe. Er wird auf Grund 
der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen 
dieser Betriebssatzung geführt. 

 
3. Der Eigenbetrieb Straßen ist zuständig für 

 
a)  Planungs-, Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen 

für das lippische Kreisstraßennetz (Straßen, Rad-
wege, Ingenieurbauten), 

 
b) den Straßenbetriebsdienst, 

 
c) die Förderung des Radverkehrs, sowie die Mit-

gliedschaft in der „Arbeitsgemeinschaft fahrrad-
freundlicher Städte und Gemeinden“ (AGFS) in 
NRW. 

 
d) die Wahrnehmung der Aufgaben des Trägers der 

Straßenbaulast gem. StrWG NRW. 
 
4. Der Umfang der durch den Eigenbetrieb Straßen zu 

bewirtschaftenden Immobilien wird im Einzelfall zwi-
schen der Kreisverwaltung und dem Eigenbetrieb 
Straßen abgestimmt.  

 
5. Der Eigenbetrieb Straßen kann alle Geschäfte einge-

hen, die dem Zweck der Einrichtung dienen oder die 
geeignet sind, ihn zu fördern.  

 
§ 2 
Name des Eigenbetriebes 
 
Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung „Eigenbetrieb 
Straßen".  

 
§ 3 
Betriebsausschuss 
 
1. Für den Eigenbetrieb Straßen des Kreises Lippe bildet 

der Kreistag gem. § 5 Eigenbetriebsverordnung einen 
Betriebsausschuss. Dabei können die Aufgaben des 
Betriebsausschusses auch durch einen gemeinsamen 
Betriebsausschuss für mehrere Eigenbetriebe oder 
von einem anderen Ausschuss des Kreistages, der 
nicht Kreisausschuss ist, wahrgenommen werden. 

 
2. Der Betriebsausschuss überwacht die Betriebsführung 

des Eigenbetriebes Straßen und entscheidet in den 
Angelegenheiten, die ihm durch die Eigenbetriebsver-
ordnung und die Betriebssatzung übertragen sind. 
Dem Betriebsausschuss obliegt ferner die Vorberatung 
der Beschlüsse des Kreistages und des Kreisaus-
schusses in den Angelegenheiten des Eigenbetriebes 
Straßen. Er ist über alle wichtigen Angelegenheiten 
des Eigenbetriebes Straßen von der Betriebsleitung zu 
unterrichten.  

 
3. Der Betriebsausschuss entscheidet grundsätzlich in 

allen Angelegenheiten des Eigenbetriebes Straßen, 
die nach der Hauptsatzung des Kreises Lippe der Be-
schlussfassung des Kreisausschusses unterliegen. Im 
Übrigen entscheidet der Betriebsausschuss in den An-
gelegenheiten, die der Beschlussfassung des Kreista-
ges unterliegen, falls die Angelegenheiten keinen Auf-
schub dulden. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann 
der Landrat mit der/dem Vorsitzenden des Be-
triebsausschusses entscheiden. § 50 Abs. 3 Satz 3 
und 4 der Kreisordnung NRW gelten entsprechend. 

 
4. Der Betriebsausschuss berät und entscheidet außer-

dem in folgenden Angelegenheiten: 
 
 a. Vergabe von Aufträgen und Beauftragung von Un-

ternehmen in den Fällen, die nach den Vorschriften 
der Hauptsatzung des Kreises Lippe (§§ 10 und 
11) in den Zuständigkeitsbereich der Ausschüsse 
des Kreistages Lippe fallen würden, 

 
 b. Stundung von Forderungen des Eigenbetriebes 

Straßen, wenn sie im Einzelfall  20.000 € überstei-
gen, 

 
 c. Niederschlagung und Erlass von Forderungen des 

Eigenbetriebes Straßen, wenn sie im Einzelfall 
10.000 € übersteigen, 

 
 d. Personalangelegenheiten der Leitungskräfte des 

Eigenbetriebes Straßen ab Besoldungsgruppe A 
13 BBesG bzw. Entgeltgruppe 13 des TVöD auf 
Vorschlag der Betriebsleitung.  

 
 e. Vorschlag zur Beauftragung einer Wirtschaftsprüfe-

rin oder eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft für den Jahresab-
schluss an die Gemeindeprüfungsanstalt, 

 
 f. Beratung des Wirtschaftsplanes mit Erfolgsplan, 

Vermögensplan, Stellenübersicht und mittelfristi-
gem Ergebnis- und Finanzplan, 
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 g Beratung der Ergebnisse der Prüfung des Jahres-

abschlusses und des Lageberichtes gemäß § 106 
Gemeindeordnung NRW sowie ggf. der Ergebnisse 
der Prüfung nach § 103 Gemeindeordnung NRW.  

 
§ 4 
Führung der Geschäfte 
 
1. Die Betriebsleitung besteht aus einem kaufmännischen 

und einem technischen Betriebsleiter die vom Kreistag 
bestellt werden. Der kaufmännische Betriebsleiter trägt 
die Gesamtverantwortung. Die einzelnen Zuständigkei-
ten regelt eine Dienstanweisung, die der Landrat mit 
Zustimmung des Betriebausschusses erlässt.  

 Die Betriebsleitung leitet den Eigenbetrieb nach Maß-
gabe der Gesetze selbständig, soweit nicht durch die 
Kreisordnung, die Eigenbetriebsverordnung, diese Be-
triebssatzung oder durch die Dienstanweisung für die 
Betriebsleitung etwas anderes bestimmt ist.  

 
2. Die Betriebsleitung ist für die ordnungsgemäße und 

wirtschaftliche Betriebsführung verantwortlich. Ihr ob-
liegt insbesondere die Führung der laufenden Ge-
schäfte des Eigenbetriebes Straßen (laufende Be-
triebsführung gemäß § 2 Abs. 1 Eigenbetriebsverord-
nung NRW) 

 
3. Zum Aufgabenbereich der Betriebsleitung im Rahmen 

der Führung der laufenden Geschäfte gehören alle 
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des Betriebes 
notwendig sind. Insbesondere gehören dazu: 

 
 a. Abschluss von Rechtsgeschäften jeder Art, soweit 

hierfür nicht der Betriebsausschuss oder der Kreis-
tag zuständig ist, 

 
 b. Erlass von innerdienstlichen Richtlinien und Anord-

nungen, 
 
 c. Überwachung der Durchführung aufsichtsbehördli-

cher Anordnungen, 
 
 d. Festlegung von Grundsätzen für den Gesundheits-, 

Arbeits- und Datenschutz, für die Unfall- und 
Brandschutzverhütung sowie die Sicherheit auf den 
Betriebsgeländen, 

 
 e. Aufstellung des Wirtschaftsplanes, des Jahresab-

schlusses, des Lageberichtes sowie Erstellung von 
Berichten für Betriebsausschuss, Kreisausschuss 
und Kreistag, 

 
 f. Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des 

Kreistages, des Kreisausschusses und des Be-
triebsausschusses, 

 
 g. Aufnahme von Krediten und Kassenkrediten soweit 

der Kreistag im Rahmen der Feststellung des Wirt-
schaftsplanes hierüber beschlossen hat, 

 
 h. Koordination der einzelnen Betriebsbereiche und 

Sicherstellung einer sinnvollen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit, 

 
 i. Entscheidungen über Personalangelegenheiten,  
 
 
 

 
 j. Mitwirkung bei Personalentscheidungen, für die der 

Betriebsausschuss nach § 3 Abs. 4 d dieser Be-
triebssatzung zuständig ist, 

 
 k. Wahrnehmung der Aufgaben des Vorgesetzen für 

die Bediensteten im Eigenbetrieb Straßen sowie 
als Vertreter im Sinne des § 8 Abs. 1 LPVG NRW, 

 
 l. Wahrnehmung von Unternehmerpflichten nach 

dem Arbeitssicherheitsgesetz sowie des Beauftrag-
ten nach dem Schwerbehindertengesetz, 

 
 m. Entscheidung über Beschaffungen von Wirtschafts- 

und Anlagegütern, soweit sie nicht dem Kreistag, 
dem Kreisausschuss oder dem Betriebsausschuss 
vorbehalten sind,  

 
 n. Entscheidung über die Durchführung der notwen-

digen Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen, so-
weit sie nicht dem Kreistag, dem Kreisausschuss 
oder dem Betriebsausschuss vorbehalten sind, 

 
 o. Erhaltung der technischen und wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit des Eigenbetriebes Straßen,  
 
 p. Verantwortung für die Wahrnehmung des Zah-

lungs- und Rechnungswesens einschließlich der 
Lohnbuchhaltung sowie die Einhaltung steuerrecht-
licher Vorschriften, 

 
 q. Anordnung von Budgetvorgaben für den Eigenbe-

trieb Straßen insgesamt, für einzelne Betriebsteile 
oder für Einzelpositionen, 

 
 r. Wahrnehmung der Öffentlichkeitsarbeit in Zusam-

menarbeit mit dem Ausschussvorsitzenden. 
 
4. Zur Erfüllung bestimmter Aufgaben, die vom Eigenbe-

trieb Straßen nicht wirtschaftlich wahrzunehmen sind, 
können die Dienste der übrigen Kreisverwaltung in An-
spruch genommen werden. Die Dienste Dritter können 
in Anspruch genommen werden, soweit die Aufgaben 
vom Eigenbetrieb Straßen nicht, nicht wirtschaftlich 
oder nicht zeitgerecht wahrgenommen werden können. 

 
5. Die Leitung des Eigenbetriebes Straßen hat nach den 

Prinzipen des beim Kreis Lippe praktizierten neuen 
Steuerungsmodells zu erfolgen. Hierzu sollen vor al-
lem die Inhalte des Leitbildes umgesetzt werden.  

 
§ 5 
Zuständigkeiten des Kreistages und des Kreisaus-

schusses 
 
Der Kreistag und der Kreisausschuss entscheiden in den 
Angelegenheiten des Eigenbetriebes Straßen, die ihnen 
durch die Kreisordnung, die Eigenbetriebsverordnung und 
diese Betriebssatzung vorbehalten sind. 
 
§ 6 
Landrat 
 
1. Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung 

kann der Landrat der Betriebsleitung Weisungen ertei-
len. 
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2. Die Betriebsleitung hat den Landrat über alle wichtigen 

Angelegenheiten des Eigenbetriebes 
 Straßen rechtzeitig zu unterrichten und ihm auf Verlan-

gen Auskunft zu erteilen. 
 
§ 7 
Vertretung 
 
1. Die Betriebsleitung vertritt den Kreis Lippe in den An-

gelegenheiten des Eigenbetriebes Straßen, die ihrer 
eigenen Entscheidung oder der Entscheidung des Be-
triebsausschusses unterliegen. 

 
2. Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen 

Kreis Lippe - Eigenbetrieb Straßen - ohne Angabe ei-
nes Vertretungsverhältnisses, wenn die Angelegenheit 
ihrer Entscheidung unterliegt, die übrigen Beschäftig-
ten „Im Auftrag“. 

 
3. In den Angelegenheiten des Eigenbetriebes Straßen, 

die der Entscheidung anderer Gremien unterliegen, ist 
unter der Bezeichnung „Kreis Lippe - Der Landrat - 
(Eigenbetrieb Straßen) vom Landrat oder seinem all-
gemeinen Vertreter und der Betriebsleitung zu unter-
zeichnen. 

 
4. Absatz 3 gilt nicht für Geschäfte der laufenden Be-

triebsführung des Eigenbetriebes Straßen. 
 
§ 8 
Personalvertretung 
 
Der Eigenbetrieb Straßen bildet keine selbstständige 
Dienststelle im Sinne des Landespersonalvertretungsge-
setzes NRW. Die Interessen der Beschäftigten werden 
vom Personalrat der Kreisverwaltung Lippe wahrgenom-
men. 
 
§ 9 
Stammkapital 
 
Das Stammkapital des Eigenbetriebes Straßen beträgt  
20.000.000 €. 
 
§ 10 
Wirtschaftsplan, Rechnungswesen 
 
1. Die Betriebsleitung hat vor Beginn eines jeden Wirt-

schaftsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen. Die-
ser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan 
und der Stellenübersicht und wird ergänzt um die mit-
telfristige Ergebnis- und Finanzplanung. Die Pläne sind 
nach vorheriger Beratung im Betriebsausschuss und 
im Kreisausschuss dem Kreistag zur Beschlussfas-
sung zuzuleiten. 

 
2. Die Buchführung des Eigenbetriebes Straßen erfolgt 

nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buch-
führung. 

  
3. Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes Straßen ist das Ka-

lenderjahr. 
 
 
 
 
 
 

 
4. Ausgaben für verschiedene Vorhaben des Vermö-

gensplanes, die sachlich zusammenhängen, sind ge-
genseitig deckungsfähig. Mehrausgaben für Einzelvor-
haben des Vermögensplanes, die den Betrag von 
50.000 € überschreiten, bedürfen der Zustimmung des 
Betriebsausschusses. 

 
§ 11 
Zwischenberichte 
 
Die Betriebsleitung des Eigenbetriebes Straßen hat den 
Betriebsausschuss und den Landrat mindestens viertel-
jährlich einen Monat nach Quartalsende über die Entwick-
lung der Erträge und Aufwendungen im Erfolgsplan sowie 
über die Abwicklung des Vermögensplanes und über 
sonstige bedeutsame Sachverhalte und Entwicklungen 
schriftlich zu unterrichten. 
 
§ 12 
Jahresabschluss 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum 
Ablauf von 3 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres 
von der Betriebsleitung aufzustellen und über den Landrat 
und den Betriebsausschuss dem Kreistag vorzulegen. 
 
§ 13 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssat-
zung vom 21.12.2009 außer Kraft. 
 
Detmold, 05.07.2011 
 
 
gez. Friedel Heuwinkel 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
241 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 
 
Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 26.11.2010 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
Fachdienst Steuern und Betriebswirtschaft 
Im Auftrag 
 
 
Glöckner 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Blomberg 
 
242 7. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-

planes 01/07/2 Hamburger Berg der Stadt 
Blomberg, hier: Satzungsbeschluss und In-
krafttreten 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
30.5.2011 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der zur Zeit gültigen 
Fassung i.V.m. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der z.Zt. 
gültigen Fassung die 7. Änderung des Bebauungsplanes 
01/07/2 der Stadt Blomberg einschließlich Begründung als 
Satzung beschlossen. Die Lage des Bebauungsplangebie-
tes ist dem beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen. Mit 
Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 7. Änderung des 
Bebauungsplanes 01/07/2 der Stadt Blomberg rechtsver-
bindlich. 
 
Der Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung im 
Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der Stadt 
Blomberg, Marktplatz 2, I. Obergeschoß, 32825 Blomberg, 
vom Tage dieser Bekanntmachung an während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Je-
dermann kann Auskunft über den Inhalt des Bebauungs-
planes einschließlich Begründung verlangen. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 
 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr.3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzu-
legen. 
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs.4 des Baugesetzbuches über die Entschädi-
gungen von durch den Bebauungsplan eingetretenen 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
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c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 

d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 28. Mai 2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
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Stadt Detmold 
 
243 Ersatzbestimmung eines Vertreters gem. § 45 

Kommunalwahlgesetz (KWahlG) 
 
Am 03.06.2011 gibt das Ratsmitglied Herr Matthias Wenzel 
seine Mandatsverzichtserklärung gemäß § 38 KWahlG ge-
genüber dem vom Wahlleiter beauftragten Beamten zur 
Niederschrift ab. Hierin erklärt er, dass er auf sein Rats-
mandat „mit Ablauf des 30.06.2011“ verzichtet.  
 
Damit scheidet Herr Matthias Wenzel mit Ablauf des 
30.06.2011 aus dem Rat der Stadt Detmold aus. 
An seine Stelle rückt ab 01.07.2011 die laufende Nummer 
4 der Reserveliste der Detmolder Alternative – Opposition 
von Unten (Detmolder Alternative) für die Stadt Detmold,  
 
Herr Heinz-Jürgen Keller, Wittekindstr. 39 a, 32756 Det-
mold. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch eingelegt werden bei: Stadt 
Detmold -Der Bürgermeister-, Marktplatz 5, 32756 Det-
mold. 
 
Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder mündlich in 
Zimmer 306 zur Niederschrift zu erklären.  
 
Detmold, 01.07.2011 
 
 
Der Bürgermeister 
- als Wahlleiter - 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Gemeinde Extertal 
 
244 Ersatzbestimmung eines Vertreters für den Rat 

der Gemeinde Extertal gemäß § 45 des Kom-
munalwahlgesetz 

 
Herr Jochen Rath, wohnhaft in 32699 Extertal, Haydnstr. 
20, hat sein Mandat im Rat der Gemeinde Extertal mit Wir-
kung zum 04.06.2011 niedergelegt. 
 
Auf der Reserveliste der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands (CDU) ist Herr Reinhard Böger als nächster 
Ersatzbewerber bestimmt. Herr Böger hat das ihm zuste-
hende Mandat im Rat der Gemeinde Extertal abgelehnt. 
 
Als nächster Ersatzbewerber ist Herr Helmut Dingelmann 
bestimmt. Herr Dingelmann hat das ihm zustehende Man-
dat im Rat der Gemeinde Extertal ebenfalls abgelehnt. 
 
Gemäß § 45 des Kommunalwahlgesetzes NRW in der zur-
zeit geltenden Fassung stelle ich fest, dass Herr Heinrich-
Wilhelm Tölle, wohnhaft in 32699 Extertal, Rickbruch 3, 
als nächster Bewerber auf der Reserveliste der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands (CDU) in den Rat der 
Gemeinde Extertal nachrückt. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Extertal, 21.06.2011 
 
Gemeinde Extertal 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. Kortemeier 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 367 
 

 

 

Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
245 Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg für das Haushaltsjahr 2011 vom 
21.06.2011 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666-
SGV.NW.2023), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg mit Beschluss vom 
19.05.2011 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entsprechenden Aufwendungen 
sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Ausgaben und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf 28.382.470 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 32.084.136 € 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 26.032.514 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 28.904.711 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
und Finanzierungstätigkeit auf 5.540.777 € 
 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
und Finanzierungstätigkeit auf 2.668.580 € 
 
festgesetzt. 
 
§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden in Höhe von 327.691 € 
veranschlagt. 
 
§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 7.184.000 € festgesetzt. 
 
§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 2.648.600 €, 
die Verringerung der Allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 1.053.066 € festgesetzt. 
 
§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
5.000.000 € festgesetzt. 
 

 
§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind durch be-
sondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2011 wie 
folgt festgesetzt worden: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteu-

er A) auf 227 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf 433 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 
 auf 418 v.H. 
 
§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen im Sinne des § 83 GO NRW oder Verpflichtungs-
ermächtigungen im Sinne des § 85 GONRW sind als er-
heblich anzusehen, wenn sie 
 
a) bei Aufwendungen/Auszahlungen oder Verpflich-

tungsermächtigungen, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, im Einzelfall mehr als 
50.000,00 Euro betragen, 

 
b) bei allen übrigen Aufwendungen/Auszahlungen oder 

Verpflichtungsermächtigungen im Einzelfall mehr als 
10.000,00 Euro betragen. 

 
Als geringfügige über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen/Auszahlungen im Sinne des § 83 GO NRW, die dem 
Rat nicht zur Kenntnis zu bringen sind, gelten Aufwendun-
gen/Auszahlungen, wenn der Überschreitungsbetrag bei 
einem Produktsachkonto nicht mehr als 2.500,00 Euro be-
trägt. 
 
§ 8 
 
Wertgrenzen für Investitionen 
 
Die Wertgrenzen für einzeln auszuweisende Investitions-
maßnahmen werden wie folgt festgesetzt: 
 
B Bauauftrag 100.000 € 
F Fahrzeugerwerb   15.000 € 
G Grundstückserwerb   50.000 € 
I Investition   50.000 € 
S Straßenbau 100.000 € 
W wertverbessernde Investition   50.000 € 
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§ 9  
 
Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
 
Kw-Vermerk:  Die Stelle fällt nach 

dem Ausscheiden des 
Stelleninhabers fort. 

Ku-Vermerk: Die Stelle ist nach dem 
Ausscheiden des Stel-
leninhabers umzuwan-
deln. 

 
Beamte können mit Rückwirkung von höchstens drei Mo-
naten in eine höhere Planstelle eingewiesen werden. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Bericht vom 30.05.2011 an-
gezeigt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 11.07.2011 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2011 
im Rathaus im Stadtteil Horn, Zimmer 12, während der all-
gemeinen Öffnungszeiten (montags, dienstags, donners-
tags und freitags 8.30 bis 12.00 Uhr, mittwochs 7.30 bis 
12.30 Uhr, donnerstags 14.00 bis 17.30 Uhr) öffentlich aus. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver- 
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-den 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Bein 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 

 
246 Bebauungsplan Sm 1 „Solarkraftwerk am Ei-

ckernberg“ der Stadt Horn-Bad Meinberg im 
Stt. Schmedissen 

 hier: Erneute Bekanntmachung über das In-
krafttreten 

 
Der Bebauungsplan Sm 1 „Solarkraftwerk am Eickernberg“, 
Stt. Schmedissen, ist vom Rat der Stadt Horn-Bad Mein-
berg in seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2011 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan Sm 1 „Solarkraftwerk am Eickernberg“ gem. §§ 10, 
214 (4) BauGB rückwirkend zum 28.06.2011 erneut in Kraft 
gesetzt. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 28.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
247 1. Änderung des Bebauungsplanes Bebau-

ungsplan Be 10.1 mit der bisherigen Bezeich-
nung „IKG Lippe-Süd / Beller Feld-West“ und 
der neuen Bezeichnung „Der Industriepark 
Lippe / Beller Feld“ im Stt. Belle; hier: Aufstel-
lungsbeschluss und frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seinen Sit-
zungen vom 16.02.2011 und 21.06.2011 die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Be 10.1 beschlossen. Der Bebau-
ungsplan wird in einer Gesamtüberarbeitung geändert und 
erhält die neue Bezeichnung „Der Industriepark Lippe / Bel-
ler Feld“.  
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Es handelt sich um die 1. Änderung des seit dem 
29.12.2009 rechtskräftigen Bebauungsplanes. Der Ände-
rungsbereich entspricht dem gesamten Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes. Die Abgrenzung des Geltungsbe-
reichs ist aus dem nachfolgend mit abgedrucktem Über-
sichtsplan ersichtlich. 
 
Gem. § 3 (1) BauGB ist die Öffentlichkeit über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich un-
terscheidende Lösungsmöglichkeiten, die für die Neuges-
taltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht kom-
men und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
öffentlich zu unterrichten. Die öffentliche Unterrichtung über 
die Planung erfolgt in der Zeit bis einschließlich 05. August 
2011 während der allgemeinen Öffnungszeiten bzw. nach 
Vereinbarung (unter Tel. 05234-201-271) beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, Zimmer 24, wobei 
gleichzeitig Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung ge-
geben ist. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 01.07.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
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Stadt Lage 
 
248 Einladung zur 16. Ratsitzung der Stadt Lage 
 
Sitzungsnummer: RAT/016/9. LEGISL. 
Gremium: Rat der Stadt Lage 
Sitzungstag: 14.07.2011 
Sitzungsort: Aula des Schulzentrums 
Werreanger  
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
 
1 ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. § 9 
 Geschäftsordnung 
 
1.1.1 form- und fristgerechte Einladung 

  
1.1.2 Beschlussfähigkeit 

  
1.1.3 Tagesordnung 

  
1.2 Niederschrift vom 24.5.2011 
 
1.3 Geschäftliche Mitteilungen 
 
1.4 Personelle Änderungen in Ratsgremien 
 
1.5 Resolution:  Aussetzen der Pflicht zur Dicht-

heitsprüfung von privaten Abwasserleitungen 
gem. § 61a Abs. 3 und 4 LWG NRW 

 hier: Antrag der SPD-Fraktion vom 15. Juni 
2011 

 
1.6 Aussetzen der Pflicht zur Überprüfung der 

Dichtheit bestehender Abwasseranlagen gem. 
§ 61a LWG NRW in Lage 

 hier: Antrag der SPD-Fraktion vom 15. Juni 
2011 

 
1.7 Aussetzen der Ratsbeschlüsse vom 14.4.2011 

"Satzung zur Abänderung der Fristen bei der 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserlei-
tungen gem. § 61a Abs. 3 bis 7 LWG NRW 

 a) im Ortsteil Hardissen 
 b) im Ortsteil Heiden 
 im Rahmen der erstellten Fremdwasserbesei-

tigungskonzepte“ 
 hier : Antrag der SPD-Fraktion vom 15. Juni 

2011 
 
1.8 Vorlagen zur Beschlussfassung 
 
1.8.1 Bebauungsplan G 159 "Gewerbegebiet Erfkamp" 

a) Auswertung der Offenlegung / Abwägungs-
beschlüsse 

b) Städtebaulicher Vertrag über die Durchfüh-
rung von Ausgleichsmaßnahmen 

c) Satzungsbeschluss zur Aufstellung des Be-
bauungsplans G 159 "Gewerbegebiet Erf-
kamp" 

  
1.8.2 Frauenförderplan der Stadtverwaltung Lage Fort-

schreibung von 2010 bis 2013 
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1.9 Anfragen 
 
1.10 Beantwortung von Anfragen 
 
2 NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
2.1 Formelle Feststellungen zur Sitzung gem. § 9 
 Geschäftsordnung 
 
2.1.1 form- und fristgerechte Einladung 

 
2.1.2 Beschlussfähigkeit 

 
2.1.3 Tagesordnung 

 
2.2 Niederschrift vom 24.5.2011 
 
2.3 Geschäftliche Mitteilungen 
 
2.4 Anfragen 
 
2.5 Beantwortung von Anfragen 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 
249 4. Satzung vom 28.03.2011 zur Änderung der 

Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe 
vom 30.04.2002 

 
Die 4. Satzung vom 28.03.2011 zur Änderung der Satzung 
des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe vom 30.04.2002 ist 
nach Abschluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichts-
behörde am 26.04.2011 im Amtsblatt für den Regierungs-
bezirk Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Lage, den 06.06.2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 2 
Im Auftrag: 
 
 
Keuper 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
250 Ersatzbestimmung eines Nachfolgers gemäß 

§ 45 des Kommunalwahlgesetzes 
 
Das Ratsmitglied Friedrich Topp, wohnhaft Rosenweg 3, 
Schieder-Schwalenberg, ist am 15.06.2011 verstorben. 
 
Sein direkter Vertreter im Wahlkreis, Herr Werner Wienke-
meier, hat den Verzicht der Mandatsannahme erklärt. 
 
Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes 
NRW in der zurzeit geltenden Fassung stelle ich somit fest, 
dass Herr Aribert Krüger, wohnhaft in 32816 Schieder-
Schwalenberg, Marktstraße 4, nach der Reserveliste der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) in den 
Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg gewählt worden ist. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erhoben werden. Der 
Einspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 29.06.2011 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
 
 
 

Sparkasse Detmold 
 
251 Aufgebote von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 
341.268.811 342.225.596 342.264.918 
  
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 14. Oktober 2011 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 28. Juni 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
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Weserrenaissance-Museum 
Schloß Brake 
 
252 Haushaltssatzung des Zweckverbandes We-

serrenaissance-Museum Schloß Brake und 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung vom 
07.04.2011 für das Haushaltsjahr 2011 

 
Aufgrund der §§ 8, 18 (1) und 19 (2) des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit i.V.m.  §§ 78 ff. der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen sowie 
nach § 12 der Satzung für den Zweckverband Weserre-
naissance-Museum Schloß Brake, jeweils in der zur Zeit 
geltenden Fassung, hat die Verbandsversammlung mit Be-
schluss vom 07.04.2011 folgende Haushaltssatzung erlas-
sen: 
 
§ 1  
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistende 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf  947.300,-- Euro 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  967.195,-- Euro 
 
im Finanzplan  
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 935.000,-- Euro 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 915.905,-- Euro 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf 20.000,-- Euro 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf  28.000,-- Euro 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf 0,-- Euro 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf 2.600,-- Euro 
 
festgesetzt. 
 
§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt 
 
§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage  
zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 19.895,-- Euro 
 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 

 
§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 
300.000,-- Euro 
 
festgesetzt. 
 
§ 6  
 
Die Verbandsumlage für 2011 wird auf 
 
818.000,-- Euro 
 
festgesetzt, davon entfallen auf den Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe und die Alte Hansestadt Lemgo jeweils 
204.500,-- Euro, auf den Landesverband Lippe 409.000,-- 
Euro. Die Umlageanteile werden mit je einem Viertel spä-
testens zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober 2011 
fällig. 
 
§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen bedürfen der Zustimmung der Verbandsversamm-
lung, sofern sie erheblich sind. Erheblich im Sinne des § 83 
(1) GO NW sind Ausgaben, wenn diese den Planansatz im 
nicht investiven Bereich um 
 
13.000,-- Euro 
 
und im investiven Bereich um 
 
3.000,-- Euro 
 
überschreiten (§ 7 Nr. 4.3 der Verbandssatzung). 
 
Lemgo-Brake, 07.04.2011 
 
K. Dittmar 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
Dr. K. Höltge 
Mitglied der Verbandsversammlung 
 
B. Ober 
Schriftführerin der Verbandsversammlung 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende, von der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes Weserrenaissance-Museum Schloß Bra-
ke in der Sitzung am 07.04.11 beschlossene Haushaltssat-
zung 2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die gem. §§ 8, 18 (1), 19 (2) des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GkG) i.V.m. §§ 77 ff. der Gemein-
deordnung NW (GO NW) erforderliche Genehmigung zu 
den Festsetzung des § 6 d.S. ist von der Bezirksregierung 
Detmold als zuständiger Aufsichtsbehörde am 09.06.11 
unter dem Az.: - 31.60.02 (63) - erteilt worden.  
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Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung NW 
(GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt ge-

macht worden, 
 
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Ver-

bandsversammlung vorher beanstandet 
 
 oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Zweckverband Weserrenaissance-Museum Schloß 
Brake vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Lemgo-Brake, den 20.06.11 
 
 
gez. 
K. Dittmar 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 

Kr.Bl. Lippe 11.07.2011 
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